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CDU hält AfD-Verbot  
für unausgegorene Idee
Potsdam.  CDU und SPD im Branden-
burger Landtag halten wenig von 
der Forderung, die AfD zu verbieten. 
Der Vorschlag von Linke-Fraktions-
chef Sebastian Walter sei untauglich, 
es handele sich um »unausgegorene 
Ideen«, sagte CDU-Fraktionschef Jan 
Redmann am Dienstag. Er verwies 
dazu auf das erfolglose Verbotsver-
fahren gegen die NPD. Es gelte, sich 
mit der AfD politisch auseinanderzu-
setzen und darauf hinzuweisen, dass 
sie »nichts Gutes im Schilde führt 
mit unserem deutschen Vaterland«, 
so Redmann. SPD-Landtagsfraktions-
chef Daniel Keller sagte, die Hürden 
für ein Verbot seien sehr hoch, und 
man solle diese Forderung nicht 
inflationär nutzen. Grünen-Fraktions-
chef Benjamin Raschke allerdings 
meint, es spreche aus seiner Sicht viel 
dafür, ein Verbot juristisch zu prüfen: 
»Die AfD ist ein großes Übel für unser 
Land.« Walter erneuerte am Dienstag 
seine Forderung nach einem AfD-
Verbot. Bundesinnenministerin Nancy 
Faeser (SPD) hält jedoch nichts von 
einem Verbotsverfahren. Der AfD-
Landesverband Brandenburg wird 
vom Verfassungsschutz seit 2020 als 
rechtsextremistischer Verdachtsfall 
eingestuft.  dpa/nd

Generalstaatsanwaltschaft 
übernimmt Terror-Fall
Wittstock.  Eine Woche nach der 
Festnahme eines Terrorverdächtigen 
aus Wittstock hat die Generalstaats-
anwaltschaft des Landes Brandenburg 
den Fall an sich gezogen. Man habe 
die Ermittlungen übernommen, sagte 
ein Sprecher am Dienstag. Zuvor be-
richtete der »Tagesspiegel«. Bislang 
lagen die Ermittlungen gegen den 
16-jährigen Terrorverdächtigen bei 
der Staatsanwaltschaft Neuruppin. 
Die bei der Generalstaatsanwalt-
schaft angesiedelte Zentralstelle 
zur Bekämpfung von Hasskriminali-
tät bearbeite nun das Verfahren auf-
grund der überregionalen Bedeutung 
des Falles, sagte der Sprecher. In der 
Stadt Wittstock/Dosse im Landkreis 
Ostprignitz-Ruppin war der Jugend-
liche am vergangenen Dienstag fest-
genommen worden. Er soll zusammen 
mit einem Teenager aus Nordrhein-
Westfalen via Internet einen Terror-
anschlag auf einen Weihnachtsmarkt 
geplant haben. Er ist als Krimineller 
bekannt und kam in Untersuchungs-
haft. Laut Generalstaatsanwaltschaft 
Düsseldorf sollen die beiden Jugend-
lichen vereinbart haben, Besucher 
eines Weihnachtsmarktes in Lever-
kusen zu töten. Ihren Anschlag sollen 
sie in Anlehnung an Ziele und Vor-
gehensweisen des Islamischen Staats 
(IS) geplant haben.  dpa/nd

Abriss des Generalshotels 
am BER steht bevor
Schönefeld.  Nach wochenlangen 
Vorarbeiten soll der Abriss des 
historischen Generalshotels auf dem 
Gelände des Flughafens BER im 
Dezember beginnen. Der Rückbau 
solle bis Februar abgeschlossen sein, 
erklärte die Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben. Seit September 
war das frühere Empfangsgebäude für 
Staatsgäste der DDR entkernt worden. 
2011 wurde entschieden, das Haus 
abzureißen. Auf der Fläche sollen 
Maschinen der Flugbereitschaft des 
Verteidigungsministeriums abgestellt 
werden, die vom Flughafen Köln/
Bonn zum BER umziehen sollen. Der 
Abriss ist umstritten. Alle Fraktionen 
des Landtags sowie Ministerpräsident 
Dietmar Woidke (SPD) und Berlins 
Regierender Bürgermeister Kai 
Wegner (CDU) sprachen sich dagegen 
aus.  dpa/nd

270 Kilogramm illegale 
Pyrotechnik entdeckt
Altglietzen.  Die Bundespolizei stellte 
in Altglietzen (Märkisch-Oderland) 
an der polnischen Grenze elf Kartons 
mit verbotenen Silvesterknallern 
sicher. Die Beamten kontrollierten am 
Montag kurz nach der Einreise ein 
Auto und entdeckten 270 Kilogramm 
Pyrotechnik aus Polen, die nicht mit 
den in Deutschland erforderlichen 
Prüfzeichen versehen waren. Gegen 
den 32-jährigen Autofahrer werde 
nun ermittelt, teilte die Bundespolizei 
am Dienstag mit.  dpa/nd

Das Land Brandenburg kommt ohne ei-
nen Nachtragshaushalt nicht mehr hin. 
100 Millionen Euro zur Rettung von 
Krankenhäusern will es nicht bewilligen.

MATTHIAS KRAUSS

Brandenburgs Koalitionsfraktionen SPD, 
CDU und Grüne hoffen, mit einigen poli-
tisch-parlamentarischen Maßnahmen zu-
mindest eine reduzierte Variante des Neuver-
schuldungsprogramms »Brandenburg-Paket« 
doch noch durchzubringen. Bei der nächs-
ten Gelegenheit solle im Parlament die »Not-
lage« auch für das Jahr 2024 erklärt wer-
den, sagte Finanzministerin Katrin Lange 
(SPD) am Dienstag. Das wäre aus Sicht der 
Landesregierung eine Voraussetzung dafür, 
die an sich geltende Schuldenbremse für 
das kommende Jahr außer Kraft setzen zu 
können. Befragt nach der Begründung für die 
zu erklärende Notlage nannte Ministerin Lan-
ge den Krieg in der Ukraine, die Inflation, die 
Energiekrise und die Flüchtlingskrise.

Mit dem Urteil des Bundesverfassungsge-
richts, demzufolge nicht verbrauchte Mittel 
zur Bewältigung der Corona-Pandemie aus 

dem Bundeshaushalt 2021 nicht für den Kli-
maschutz eingesetzt werden dürfen, habe 
»der Blitz eingeschlagen«, unterstrich die Fi-
nanzministerin. Sie präsentierte die politi-
sche Führung Brandenburgs als »lernendes 
System«. Im Januar werde sie einen Nach-
tragshaushalt für 2024 vorlegen. Angesichts 
der Kritik des Landesrechnungshofes am so-
genannten Brandenburg-Paket »brechen wir 
uns keine Zacken aus der Krone«, diese Kri-
tik zu berücksichtigen, sagte Lange. Nicht 
weiter aus dem Paket bezahlt werden könn-
ten möglicherweise Projekte der Infrastruk-
tur, des Klimaschutzes und anderes. Zu der 
Frage, ob das Landesverfassungsgericht nicht 
doch mehr Maßnahmen für irregulär einstuft 
als erhofft, sagte die Ministerin: »Kein Geheu-
le vor der Kloppe.«

Linksfraktionschef Sebastian Walter sagte, 
bedingt durch die höheren Preise habe das 
Bundesland im laufenden Jahr 300 Millionen 
Euro mehr eingenommen als erwartet. Er for-
derte die Landesregierung auf, dieses Geld 
umgehend an die Brandenburger zurückzu-
geben und für Familien Entlastung zu schaf-
fen. Angesichts der Zahlungsschwierigkeiten 

vieler Kliniken fordert die Linksfraktion ein 
Notliquiditätsprogramm in Höhe von mindes-
tens 100 Millionen Euro. Sie stieß aber damit 
bei der Koalition auf Ablehnung.

SPD-Fraktionschef Daniel Keller verwies 
auf die Zuständigkeit des Bundes für die 
Zahlungsfähigkeit der Krankenhäuser. Das 
Land tue mit seinen Investitionsmitteln schon 
überdurchschnittlich viel für seine Kliniken. 
Mit der Erklärung einer Notlage gewinne das 
Land Handlungsfähigkeit zurück, machte sich 
Keller Mut. Ohne dies könne die angestrebte 
Entlastung von Familien nicht gelingen.

CDU-Fraktionschef Jan Redmann ließ kei-
nen Zweifel daran, dass das Brandenburg-
Paket nicht in der ursprünglichen Höhe von 
zwei Milliarden Euro verabschiedet werden 
könne. Das Verfassungsgericht habe hohe An-
sprüche an die Ausnahme von der Schulden-
bremse gestellt und einen inneren Zusam-
menhang mit der Behebung der jeweiligen 
Notlage gefordert. Jetzt müsse geprüft wer-
den, welche Maßnahmen das Land für sich re-
klamieren könnte. Redmann warf den Linken 
vor, mehrfach beantragt zu haben, Corona-
Mittel für andere Maßnahmen umzuwidmen. 

Genau das habe das Bundesverfassungsge-
richt aber untersagt. Brandenburg habe zum 
Glück die Vorschriften ernster genommen 
als die Bundesregierung. Redmann zufolge 
ist nicht geplant, die Klimakrise in eine neue 
Notlagebegründung aufzunehmen, »aber die 
Energiekrise schon«.

»Die Menschen haben Entlastung bitter nö-
tig«, erklärte Grünen-Fraktionschef Benjamin 
Raschke das prinzipielle Festhalten am Bran-
denburg-Paket. Für die Freien Wähler warnte 
der Abgeordnete Péter Vida vor »Ränkespie-
len«. Es gehe nicht, die Notlageerklärung ein-
fach opportunistisch als »Joker« einzusetzen.

AfD-Fraktionschef Hans-Christoph Berndt 
verwies auf ein Wirtschaftswachstum von 
sechs Prozent, das die brandenburgische Lan-
desregierung für sich reklamiere. »Sieht so 
eine Notlage aus?« Die Strategie der Koaliti-
on interpretierte er als den »charmanten Ver-
such« zuzugeben, dass die AfD mit ihrer Klage 
gegen das Brandenburg-Paket recht behalten 
habe. Zuschüsse für Vereine und Schwimm-
hallen könne man nicht mit »Notlagen« recht-
fertigen. Die AfD behalte sich vor, erneut Kla-
ge einzureichen.

Landtag soll Notlage erklären
Nachtragshaushalt im Januar, das Brandenburg-Paket wird eingedampft

Am Anfang stand eine Kiste mit Doku-
menten. Rainer Raddatz spürt einem 
Menschen nach, der behauptete, beim 
Mord an Rosa Luxemburg dabei gewesen 
zu sein. Ihn nimmt er als Vorbild für eine 
Romanfigur.

MATTHIAS KRAUSS

»Ich kann nur bewundern, Rainer, wie en-
thusiastisch du dich einem geschichtlichen 
Thema zuwenden kannst.« Im Bürgertreff 
des Potsdamer Wohngebiets Waldstadt II 
herrschte auch noch nach einer Stunde Vor-
trag eine beinahe andächtige Stille. War man 
doch im Kreis der Rotfuchs-Gruppe gleich-
sam durch ein ganzes deutsches Jahrhundert 
marschiert.

Viele werden sich an das Buch des DDR-
Erfolgsautors Harry Thürk »Der Gaukler« er-
innern. Schon weniger werden wissen, dass 
es diesen Titel seit kurzem auch für ein zwei-
tes Buch gibt. Autor Rainer Raddatz hat den 
berühmten Kollegen Thürk, der 2005 starb, 
noch besucht und für »seinen« eigenen Gauk-
ler-Roman wertvolle Tipps bekommen, wie er 
sagt. Raddatz, 1950 in Weimar geboren, lebt 
mit seiner Frau Ute in Göhlsdorf bei Lehnin 
in Westbrandenburg. Als Rentner ist er seit 
Jahren einem Fall auf der Spur und begleitet 
eine Figur durch die Jahre von 1914 bis 1972. 
So unglaublich es klingt: Dieser Willy Ran-
ke (das ist der im Roman verwendete Name) 
hatte mit der Ermordung von Rosa Luxem-
burg zu tun und spielte dabei nach Aussage 
von Raddatz eine zwielichtige Rolle.

Raddatz sagt: »Mein Held ist eine negati-
ve Gestalt.« Die Tochter eines Freundes habe 
ihm vor vielen Jahren eine Kiste angeboten, 
die mit Dokumente einer echten Person ge-
füllt war, die das Vorbild für die Romanfigur 
des Willy Ranke wurde. Ranke kam im Jahr 
1900 in einem proletarischen Milieu zur Welt 
und verrichtete als junger Mann die schwere 
Arbeit eines Formers in einer Gießerei. Dann 
musste er keineswegs unfreiwillig als Soldat 
im Ersten Weltkrieg dienen.

Drei Bände über diesen Menschen soll-
ten es werden, nun wird Raddatz wohl noch 
einen vierten schreiben. Denn auch in der 
frühen DDR spielte Ranke noch eine merk-
würdige und undurchsichtige Rolle. Der Au-
tor wollte und konnte keine Biografie dieses 
Menschen schreiben, den er für einen Spi-
on der politischen Polizei in der kommunis-
tischen Bewegung hält. Aber in einer beein-
druckenden Fleißarbeit trug er Zeugnisse aus 
dessen Leben zusammen, in Archiven von 
Lausitzer Betrieben, auch in Koblenz, Pots-
dam und Bremen wurde er fündig, selbst bei 
der Stasi-Unterlagenbehörde. Der Fantasie 
von Raddatz oblag es, die Lücken für den Ro-
man so glaubhaft und naheliegend wie mög-
lich zu füllen.

Der echte Willy Ranke trat 1919 nach-
weislich als falscher Zeuge der Reichswehr 
beim Luxemburg-Mordprozess auf mit der 
Behauptung, er habe neben der Kommunis-
tin gesessen auf ihrer letzten Autofahrt, die 
sie nicht überlebte. Und ein Reservehaupt-
mann Kurt Vogel habe den tödlichen Schuss 
aus nächster Nähe auf die schon bewusstlos 
geschlagene Frau abgegeben. Die Geschichts-
wissenschaft ist heute aber sicher, dass der 
wirkliche Mörder der Leutnant Hermann 
Souchon war, dessen Verwandtschaft mit ei-
nem Admiral der Kriegsflotte ihn in den Au-
gen einer niederträchtigen Offizierskamarilla 
als schützenswert einstufte. In diese Kabale 
einbezogen war damals schon Hitlers späte-
rer Abwehrchef Wilhelm Canaris. So wurde 
der zweifellos tatbeteiligte Landwirt und Re-

servehauptmann Vogel von einem Divisions-
gericht als Mörder zu einer geringen Strafe 
verurteilt und von Canaris kurze Zeit später 
aus dem Gefängnis befreit. Der Soldat Ran-
ke kann aber nicht in diesem Auto geses-
sen habe, weist Raddatz nach. Er ist auf die 
Diensteinteilung zum fraglichen Tag gesto-
ßen, die Ranke auf einen ganz anderen Pos-
tengang beordert hatte.

Im Nachhinein hätten sich jene, die da-
mals die Fäden in den Händen hielten, ge-
genüber dem 19-Jährigen erkenntlich ge-
zeigt, mutmaßt Raddatz. Im Unterschied zu 
Millionen deutscher Soldaten, die noch 1918 
demobilisiert und in eine unsichere Zukunft 
geschickt wurden, bekam er bis August 1919 

seinen Sold. Danach beginnt seine Laufbahn 
bei den Kommunisten. Er lernte Maschine 
schreiben und empfahl sich als Kolporteur des 
»Volks-Echos«, der KPD-Zeitung in der Lau-
sitz. Für dieses Blatt verfasste er auch Beiträ-
ge. Wenn man aber einbezieht, was sich für 
die Zeit davor und danach über Ranke in Er-
fahrung bringen lässt, dann war er damit in 
einer Position, die der politischen Polizei die 
Postadressen aller Kommunisten der Region 
in die Hände spielte.

In seinem nach 1945 für eine Bewerbung 
verfassten Lebenslauf gab Ranke an, 1933 in 
einem der »wilden« Konzentrationslager der 
SA in Leschwitz inhaftiert und gequält wor-
den zu sein. Dafür lassen sich laut Raddatz 
keinerlei Belege auffinden, auch in vorliegen-
den Häftlingslisten nicht. »Dort war er nie«, 
sagt Raddatz. Seine Kenntnisse von den dort 
herrschenden Zuständen, die Ranke einge-
hend schilderte, müsste er dann aus anderen 
Quellen haben. Die sowjetische Besatzungs-
macht setzte den vermeintlichen Kommu-
nisten als lokalen Polizeichef ein – und um-

gehend auch wieder ab, weil er sich des 
Diebstahls schuldig machte und sich Über-
griffe auf die sorbische Bevölkerung erlaubte.

1960 fand ein Prozess wegen staatsfeindli-
cher Hetze und des Besitzes staatsfeindlicher 
Schriften statt, die bei Ranke während einer 
Haussuchung gefunden worden waren. Ran-
kes Sohn Wolfgang war Jahre zuvor von ei-
nem Offizier der Kasernierten Volkspolizei er-
schossen worden. Erkenntnisse dazu gewann 
Raddatz in Stasi-Unterlagen. Bearbeitet wor-
den sei der Fall damals von der Hauptabtei-
lung 9/11 des Ministeriums für Staatssicher-
heit, die gebildet wurde, um Naziverbrechen 
aufzuklären und zu ermitteln, was aus den 
Tätern geworden war.

Am Ende ist Raddatz mit seinen Nachfor-
schungen noch lange nicht, lässt er wissen. 
»Mein Held ist kein strahlender«, sagt Rad-
datz im Bürgertreff.

Rainer Raddatz: Der Gaukler. Das Leben des 
Willy Ranke. Teil 1: Meineid. Eigenverlag, 
12,90 €.

Rainer Raddatz aus Göhlsdorf spürt einem Lebenslauf nach und macht daraus seinen Roman »Der Gaukler«

»Mein Held ist kein strahlender. 
Mein Held ist eine negative 
Gestalt.«

Rainer Raddatz  Autor

Eine Rosa-Luxemburg-Statue des Bildhauers Rolf Biebl steht in Berlin.
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Zeuge im Luxemburg-Mordprozess
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